
NATO raus aus unseren Städten-

Hannover gehört uns!

Mahnwache 19.2.26

Am19. Februar 2026wirddieNATO imRahmendesManövers „SteadfastDart 2026“
inNiedersachsendie strategischeVerlegungvonTruppendurchEuropaüben.
Bei dieser Übunghandelt es sich nicht nur umeinemilitärischeAktion, sondern umeineMachtdemon-
stration, die vor allemdarauf abzielt, die Zivilbevölkerung zu verunsichern unddenmilitaristischenKurs
derNATO in dendeutschenStädtenweiter zu etablieren.
Es geht hier nicht umeine unschuldigeÜbung, sondern umeineVorbereitung auf die Kriegsführung und
die Sicherung vonmilitärischenRouten–mitten in unserenStädten.DieseMachtdemonstration soll uns
nicht nur andiemilitärischePräsenz derNATOerinnern, sondern auch als einAkt der Einschüchterungder
Bevölkerung verstandenwerden.
Für eineGroßveranstaltung/Empfang inHannover kommtes zu umfangreichenStraßensperrungenund
Verkehrskontrollen in der Innenstadt. DieseMaßnahmen sollen den reibungslosenAblauf desmilitäri-
schenSchaulaufens gewährleisten–mit gravierendenAuswirkungenauf die Lebensqualität derHanno-
veraner*innen. Eswird erwartet, dass es zu erheblichenEinschränkungendes öffentlichenVerkehrs und
der Bewegungsfreiheit kommt.Dies ist Teil eines umfassenderenPlans zurMilitarisierungdes öffent-
lichenRaums.DieÖffentlichkeitwird über die Personen, die andieser Veranstaltung teilnehmennicht
informiert. Auch über Details der Veranstaltung undder Straßensperrungenwird nicht ausreichend
informiert.
Die Verantwortlichen in der StadtHannover, einschließlichOberbürgermeister Belit Onay,müssen sich
hinterfragen,warumsieweiterhin eine solchemilitärischePräsenz in der Stadt tolerieren, obwohl sie sich
demBündnisMayors for Peace angeschlossenhaben.Diese Strategie ist ein klares Beispiel für den
Widerspruch zwischenpolitischer Rhetorik undden tatsächlichenHandlungen, die dieMilitarisierung und
KriegsbereitschaO in der Region vorantreiben.DasAufeinandertreffen vonPolitik undMilitär in dieser
Weise schürt die Kriegslogik in der Stadt und schafO einKlimader Angst.
Währenddie RegionHannover und viele Städte inNiedersachsen unter hoher Verschuldung leiden,
werdenmitMilliardenbeträgenRüstungsprojekte undmilitärischeÜbungenfinanziert. Statt die
öffentlicheHand zu entlasten und in die sozialenBedürfnisse der Bürger*innen zu investieren, fließendie
Mittel in Aufrüstung undmilitärischeMachtdemonstrationen.Dies ist ein eklatanterWiderspruch zuden
Bedürfnissender Bevölkerung, die unter denfinanziellenBelastungender Kommunen zu leidenhat.
Eine Entschuldungder Kommunendurch eineUmverteilungderMittel, die derzeit in Aufrüstungfließen,
wäremöglich. DochdieseOption bleibtweitgehendunbeachtet. StattdessenwirdHannover immermehr
zumZentrumder Kriegslogistik undder InteressenderWaffenlobby.Angesichts dieser Entwicklungen
rufendie Regionsabgeordneten JessicaKaußenundUlrichWolf sowie die RatsherrenDirkMachentanz
undAndre Zingler alle Einwohner*innenauf, am 19. Februar 2026ein starkes Signal gegen jede Formder
Militarisierungdes öffentlichenRaums zu setzen.NehmenSie andenKundgebungenundProtestaktion-
en teil, umder zunehmendenMilitarisierung inHannover undNiedersachsenWiderstand zu leisten.
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